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Antrag 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrechts 

- Drucksachen 7/78, 7/1329, 7/1333, 7/1482, 7/1600, 7/1710, 7/1697 - 

und zu dem Gesetz zur Reform des Vermögensteuerrechts und zur 
Änderung anderer Steuergesetze (Vermögensteuerreformgesetz — VStRG) 

- Drucksachen 7/78, 7/1358, 7/1389, 7/1482, 7/1601, 7/1711, 7/1697 - 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Becker (Mönchengladbach) 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 69. Sitzung am 6. De- 
zember 1973 beschlossene Gesetz zur Reform des Erbschaft- 
steuer- und Schenkungsteuerrechts — Drucksachen 7/78, 7/1329, 
7/1333 — 

und 

das vom Deutschen Bundestag in seiner 71. Sitzung am 13. De- 
zember 1973 beschlossene Gesetz zur Reform des Vermögen- 
steuerrechts und zur Änderung anderer Steuergesetze (Ver- 
mögensteuerreformgesetz — VStRG) — Drucksachen 7/78, 
7/1358, 7/1389 — 

werden nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten 
Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
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tag über sämtliche Änderungen unter Abschnitt A und B ge- 
meinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 13. März 1974 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Becker (Mönchengladbadi) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Anlage 


A. Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuerrechts 

1. Familienstiftungen 

a) In Artikel 1 § 9 Abs. 1 Nr. 4 werden die 
Worte „1. Januar 1948" durch die Worte 
„1. Januar 1954", die Worte „1. Januar 1978" 
jeweils durch die Worte „1. Januar 1984" er- 
setzt. 

b) In Artikel 7 Satz 1 werden die Worte „1. Ja- 
nuar 1978" durch die Worte „1. Januar 1984" 
ersetzt. 

2. Freibeträge 

In Artikel 1 § 16 Abs. 1 werden 

a) in Nummer 2 der Betrag „70 000 Deutsche 
Mark" durch den Betrag „90 000 Deutsche 
Mark", 

b) in Nummer 3 der Betrag „40 000 Deutsche 
Mark" durch den Betrag „50 000 Deutsche 
Mark", 

c) in Nummer 4 der Betrag „7 000 Deutsche 
Mark" durch den Betrag „10 000 Deutsche 
Mark" 

ersetzt. 


3. Steuersatz für beschränkt Steuerpflichtige 

Artikel 1 § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In der Übersdirift des § 16 werden die Worte 
„und Besteuerungsgrenze" gestrichen; 

b) § 16 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) An die Stelle des Freibetrags nach 
Absatz 1 tritt in den Fällen des § 2 Abs. 1 
Nr. 3 ein Freibetrag von 2 000 Deutsche 
Mark." 


4. Übertragung unter Nießbrauchsvorbehalt 

a) In Artikel 1 § 25 Abs. 1 wird Buchstabe a wie 
folgt gefaßt: 

„a) bis zum Erlöschen der Belastung, höch- 
stens jedoch zu dem Vomhundertsatz 
auszusetzen, zu dem der Jahresertrag des 
Vermögens durch die Belastung gemin- 
dert ist oder". 

b) In Artikel 1 § 9 Abs. 2 werden die Worte 
„des Nutzungsrechts" durch die Worte „der 
Belastung" ersetzt. 


5. Stundungsregelung 

In Artikel 1 § 28 Abs. 1 Satz 1 werden die 
Worte „fünf Jahren" durch die Worte „sieben 
Jahren" ersetzt. 

6. Vorschrift bei Anwendung neuer Einheitswerte 

In Artikel 10 wird folgender § 3 angefügt: 

.§3 

Außerkrafttreten 

Artikel 1 §§ 12, 16, 17 und 19 gelten für die 
Kalenderjahre, in denen Grundstücke (§ 70 des 
Bewertungsgesetzes) und Betriebsgrundstücke 
im Sinne des § 99 Abs. 1 Nr. 1 dos Bewertungs- 
gesetzes für die Erbschaftsteuer und Schenkung- 
steuer mit 140 vom Hundert der auf den Wert- 
verhältnissen am 1. Januar 1964 beruhenden 
Einheitswerte anzusetzen sind." 

7. Inkrafttreten des Gesetzes 

In Artikel 10 wird § 2 wie folgt gefaßt: 

.§2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung ab 1. Januar 
1974 in Kraft." 


B. Gesetz zur Reform des Vermögensteuerrechts 
und zur Änderung anderer Steuergesetze 
(Vermögensteuerreformgesetz — VStRG) 

1. Steuersatz 

a) Artikel 1 § 10 wird wie folgt geändert: 

aa) In § 10 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte 
„1 vom Hundert" durch die Worte „0,7 
vom Hundert" ersetzt; 

bb) in § 10 Abs. 2 werden die Worte „0,75 
vom Hundert" gestrichen. 

b) Artikel 8 wird gestrichen. 

2. Vorschrift bei Anwendung neuer Einheits werte 

In Artikel 1 1 wird folgender § 3 angefügt: 

„§3 

Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz gilt letztmals für die Vermögen- 
steuer, die Gewerbesteuer, die Ermittlung des 
Nutzungswertes der selbstgenutzten Wohnung 
im eigenen Einfamilienhaus sowie die Grund- 
erwerbsteuer des Kalenderjahres, das dem Ka- 
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lenderjahr vorausgeht, auf dessen Beginn für 
Grundstücke (§ 70 des Bewertungsgesetzes) und 
Betriebsgrundstücke im Sinne des § 99 Abs. 1 
Nr. 1 des Bewertungsgesetzes nicht mehr 140 
vom Hundert der auf den Wertverhältnissen am 
1. Januar 1964 beruhenden Einheitswerte anzu- 
setzen sind." 


3. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie 
Vereine, die Land- und Forstwirtschaft betreiben 

a) In Artikel 1 § 7 Abs. 1 wird die Nummer 2 
wie folgt gefaßt: 

„2. a) bei Genossenschaften das Verhältnis 
der Summe der Werte der Geschäfts- 
anteile des einzelnen Mitglieds zu 
der Summe der Werte aller Geschäfts- 
anteile, 

b) bei Vereinen das Verhältnis des Werts 
des Anteils an dem Vereinsvermö- 
gen, der im Fall der Auflösung des 
Vereins an das einzelne Mitglied fal- 
len würde, zu dem Wert des Vereins- 
vermögens, 

nicht wesentlich von dem Verhältnis ab- 
weicht, in dem der Wert der von dem 
einzelnen Mitglied zur Nutzung überlas- 
senen Flächen und Gebäude zu dem Wert 
der insgesamt zur Nutzung überlassenen 
Flächen und Gebäude steht." 

b) In Artikel 3 Nr, 2 Buchstabe f wird § 3 Zif- 
fer 14 wie folgt gefaßt: 

„14. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten sowie Vereine, deren Tätigkeit sich 
auf den Betrieb der Land- und Forst- 
wirtschaft beschränkt, wenn die Mitglie- 


der der Genossenschaft oder dem Ver- 
ein Flächen zur Nutzung oder für die 
Bewirtschaftung der Flächen erforder- 
liche Gebäude überlassen und 

a) bei Genossenschaften das Verhältnis 
der Summe der Werte der Geschäfts- 
anteile des einzelnen Mitglieds zu 
der Summe der Werte aller Ge- 
Geschäftsanteile, 

b) bei Vereinen das Verhältnis des 
Werts des Anteils an dem Vereins- 
vermögen, der im Fall der Auflösung 
des Vereins an das einzelne Mitglied 
fallen würde, zu dem Wert des Ver- 
einsvermögens, 

nicht wesentlich von dem Verhältnis ab- 
weicht, in dem der Wert der von dem 
einzelnen Mitglied zur Nutzung überlas- 
senen Flächen und Gebäude zu dem 
Wert der insgesamt zur Nutzung über- 
lassenen Flächen und Gebäude steht;". 

c) In Artikel 1 § 3 Abs. 1 Nr. 7 letzter Satz und 
in Artikel 3 Nr. 2 Buchstabe e (§ 3 Ziffer 8 
letzter Satz) werden jeweils die Worte „im 
Zeitpunkt der Auflösung an die Mitglieder 
fällt" durch die Worte „im Fall der Auflö- 
sung an das einzelne Mitglied fallen würde" 
ersetzt. 

4. Inkrafttreten des Gesetzes 

In Artikel 11 wird § 2 wie folgt gefaßt: 

.§2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung ab 1. Januar 

1974 in Kraft." 
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